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Diskriminierung

Innenministerin Dr. Sütterlin-Waack 
(CDU) hat die Polizeistellen nun ange-
wiesen, bei zukünftigen Meldungen über 
Straftaten grundsätzlich immer die Her-
kunft des*der Verdächtigen zu nennen. 
Dies ist zwar nicht wörtlich im Erlass1 zu 
finden, so verstandene Auslegung wurde 
aber von Innenministerium bestätigt. Dies 
diene der Transparenz und solle das Ver-
trauen in die Polizei stärken. Bis dato lau-
tete die Erlasslage, dass die Nationali-
tät nur in Fällen genannt werden sollte, 
in denen sie für den Fall von inhaltlicher 
Bedeutung war. Das war eine sinnvolle 
Regelung, die darüber hinaus dem Presse-
kodex von Presserat und Presseverbän-
den entspricht.

Schleswig-Holstein begibt sich damit auf 
die Ebene einer ähnlich schlüpfrigen poli-
zeilichen Öffentlichkeitsarbeit wie NRW: 
Dort hatte Innenminister Reul (CDU) 
Ende August angekündigt, dass rückwir-
kend zum 1. Juli doppelte Nationalitäten2 
Verdächtigter erfasst werden sollen. Das 
BMI und Bayern sind begeistert. Aus der 
SPD-Bundestagsfraktion verlautet der-
weil, und die Sozialdemokraten befin-
den sich dabei auf dem Stand der wissen-
schaftlichen Forschung, dass dieses Vor-
gehen kriminalpolitisch nichts bringe, 
aber Rassismus fördere. Darüber hinaus 
sei daran erinnert, dass das Grundgesetz 
keine Deutschen 1. und 2. Klasse kenne.

Der Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein 
kritisiert diesen Rückschritt in der gel-
tenden Erlasslage scharf. Die Verknüp-
fung von mutmaßlicher Kriminalität und 
Migrant*innen oder migrantisierten Per-
sonen ist bereits im Alltagsdiskurs weit 

1	  https://www.frsh.de/artikel/mikwssh-erlass-
ueber-die-presse-und-oeffentlichkeitsarbeit-in-der-
landespolizei-schleswig-holstein 
2	  https://www.deutschlandfunk.de/deutsche-mit-
weiterem-pass-werden-in-kriminalitaetsstatistik-
kuenftig-gesondert-erfasst-dobrindt-lob-102.html 

verbreitet, beruht jedoch nicht auf statis-
tischen Fakten3, sondern auf ggf. rassisti-
schen Zuschreibungen und der verzerrten 
Erfassung nicht von Verurteilten, sondern 
lediglich von Verdächtigen. Die regelmä-
ßige Nennung von Staatsangehörigkeit 
und einer Straftat Verdächtigen suggeriert 
einen Zusammenhang, der nicht besteht.

Der insofern konstruierte Zusammen-
hang trägt zur Versicherheitlichung der 
Migrationsdebatte bei und ist geeignet, – 
im Spiegel migrationsfeindlicher Polemik 
– ein Klima der Angst zu befördern. Ein 
so suggeriertes Bedrohungsszenario wird 
so zur Rechtfertigung für Restriktion und 
Rechtsverschärfung missbraucht.

Insbesondere in kleineren Orten und bei 
seltenen Staatsangehörigkeiten oder eth-
nischen Zugehörigkeiten besteht außer-
dem die Gefahr, dass Personen anhand 
dieser Informationen unter Umständen 
identifiziert, oder, schlimmer noch, falsch 
identifiziert werden – was ggf. eine ekla-
tante Verletzung des gebotenen Persön-
lichkeitsschutzes bedeute. Zwar sieht der 
besagte Erlass Ausnahmen von der Nen-
nung der Nationalität vor – in der Wei-
sung, wann die Bekanntgabe persönli-
cher Daten aus Gründen des Persönlich-
keitsschutzes zu unterbleiben hat, ist die 
Nationalität aber neben der Angabe von 
Namen, Namenskürzeln und beruflicher 
Stellung (z.B. einer Stellung als „Bürger-
meister“) trotz der erheblichen Bedeu-
tung nicht ausdrücklich benannt. 

Bisher wird die Herkunft von Verdächti-
gen oder überführten Täter*innen häufig 
vor allem bei ausländischer Herkunft 
genannt. Der Erlass löst diesen Bias durch 

3	  https://www.researchgate.net/publica-
tion/366707717_Herkunftsnennung_von_Taterin-
nen_und_Verdachtigen_in_der_Verbrechensbe-
richterstattungDisclosure_of_origin_information_
about_perpetrators_and_suspects_in_crime_news_
reporting_Eine_Handreichung_zur_Refle 

Rassistische Verknüpfung von Herkunft 
und mutmaßlicher Kriminalität?

Der FRSH kritisiert die Neuregelung der polizeilichen 
Öffentlichkeitsarbeit, bei der künftig die Staats- 

angehörigkeit von Verdächtigen genannt werden soll 

Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein

Seit dem 16.05.2025 gilt 
ein geänderter Erlass 
des Innenministeriums in 
Schleswig-Holstein, der 
die Öffentlichkeitsarbeit 
der Polizei regelt. Hierin 
wurde die in der alten 
Fassung noch vorhandene 
Formulierung gestrichen, 
die die Nennung der 
Staatsangehörigkeit bei 
Tatverdächtigen auf rele-
vante Fälle beschränkte. 
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die konsequente Nennung auch deutscher 
Staatsangehörigkeit jedoch erwartungs-
gemäß nicht. Aufgrund belegter Mecha-
nismen wie der selektiven Wahrnehmung 
und dem Confirmation Bias4, nehmen 
Menschen Informationen, die ihren Stand-
punkt bestätigen, stärker wahr als solche, 
die ihrem Standpunkt widersprechen.

Mit Blick auf Tatverdächtige ist außerdem 
besondere Vorsicht geboten. Diese Per-

sonen sind regelmäßig weder überführt, 
noch rechtskräftig verurteilt. Zudem 
werden rassifizierte Menschen und solche 
mit vermeintlicher Migrationsgeschichte 
aufgrund rassistischer Stereotypen und 
durch Racial Profiling5 häufiger verdäch-
tigt. Das kann zu deutlichen Verzerrun-
gen sowohl in der medialen Berichterstat-
tung als auch in der polizeilichen Krimina-
litätsstatistik6 führen, insbesondere dann, 

4	  https://de.wikipedia.org/wiki/
Best%C3%A4tigungsfehler 
5	  https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/
publikationen/detail/racial-profiling-menschenrechts-
widrige-personenkontrollen-nach-22-abs-1-a-bun-
despolizeigesetz 
6	  https://mediendienst-integration.de/artikel/mig-
ration-und-kriminalitaet.html 

wenn Ergebnisse nicht differenziert dar-
gestellt und eingeordnet werden. 

Der Flüchtlingsrat SH bedauert, dass 
der Erlass vom 16.5.2025 herausgege-
ben wurde, ohne vorher Fachverbänden 
und einschlägig tätigen Organisationen 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
Mehr noch, offenbar wurden nicht einmal 
die anderen Landtagsfraktionen – auch 
nicht die grüne Koalitionspartnerin – vor 

Inkrafttreten des Erlasses informiert. In 
polarisierten Zeiten wie aktuell und bei so 
weitreichenden Entscheidungen ist dieses 
unumkehrbare Fakten hinter verschlos-
sener Tür zu schaffen, ein fatales Zeichen 
für die demokratische Kultur. 

So bleibt zu hoffen, dass sich immer-
hin die Presse unbeschadet der Zielrich-
tung des innenministeriellen Erlasses an 
ihren Kodex7 hält, in dem es heißt: „Nie-
mand darf wegen seines Geschlechts, 
einer Behinderung oder seiner Zugehörig-
keit zu einer ethnischen, religiösen, sozia-
len oder nationalen Gruppe diskriminiert 

7	  https://www.presserat.de/files/presserat/doku-
mente/pressekodex/Pressekodex_Leitsaetze_
RL12.1.pdf 

werden.“. Und weiter: „In der Bericht-
erstattung über Straftaten ist darauf zu 
achten, dass die Erwähnung der Zugehö-
rigkeit der Verdächtigen oder Täter zu 
ethnischen, religiösen oder anderen Min-
derheiten nicht zu einer diskriminieren-
den Verallgemeinerung individuellen Fehl-
verhaltens führt.“

Der Flüchtlingsrat SH kritisiert die Instru-
mentalisierung von Herkunft und Staats-

angehörigkeit ggf. durch Medien oder 
staatliche Stellen, wie sie in dem zur 
Rede stehenden Erlass zu befürchten ist. 
In einer Gesellschaft, die geprägt ist von 
Vorurteilen und Stereotypen gegenüber 
Menschen mit Flucht- oder Migrations-
geschichte, wird ein suggerierter Zusam-
menhang ggf. rassistische Annahmen und 
Vorurteile verstärken und dazu beitragen, 
die gesellschaftliche Spaltung zu vertiefen. 

Der Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e.V. online: 
www.frsh.de 

Zahl der Ratsuchenden 
zu Diskriminierung 
steigt deutlich 
Jahresbericht der Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes (ADS)

Im Jahr 2024 haben 11.405 Anfragen das Beratungsteam 
der Antidiskriminierungsstelle des Bundes erreicht. Das sind 
mehr als jemals zuvor in einem Jahr. 2019, dem Jahr vor der 
Coronapandemie, lag die Zahl der Ratsuchenden bei 4.247. 

43 Prozent der Anfragen kamen im vergangenen Jahr zu ras-
sistischer Diskriminierung. Seit 2019 hat sich die Zahl der 
Beratungsfälle hierzu mehr als verdreifacht. Der Anteil der 
Anfragen zu Benachteiligungen wegen einer Behinderung 
oder einer chronischen Krankheit lag bei 27 Prozent. Anfra-
gen zu Benachteiligungen wegen des Geschlechts betrugen 
24 Prozent, wozu auch Anfragen wegen sexueller Belästi-
gung zählen. Das sind die zentralen Ergebnisse aus dem Jah-
resbericht 2024, den die Unabhängige Bundesbeauftragte für 
Antidiskriminierung am Dienstag vorgestellt hat. 

Erstmals legt die Antidiskriminierungsstelle des Bundes einen 
Schwerpunkt auf Diskriminierungserfahrungen wegen des 

Geschlechts. Frauen sind demnach häufig von schlechter 
Bezahlung, mangelnden Karrierechancen, sexueller Belästi-
gung und anderen Diskriminierungen am Arbeitsplatz betrof-
fen.

Diskriminierung ist nicht nur ein Problem derjenigen, die sie 
erleben. Diskriminierung schadet der Wirtschaft, gefährdet 
die Demokratie und den Rechtsstaat. Das Allgemeine Gleich-
behandlungsgesetz (AGG) trat 2006 in Kraft. Expert*innen 
empfehlen seither eine Überarbeitung und Reform, da es in 
vielen Fällen nicht greift. 

Die meisten Ratsuchenden erleben Diskriminierung im 
Arbeitsleben. Betrachtet man die Fälle, die einen Bezug zu 
geschützten Merkmalen im AGG haben, fällt auf: Jeder dritte 
Fall (33 Prozent) findet bei der Arbeitssuche, im Bewer-
bungsgespräch, am Arbeitsplatz oder beim Ausscheiden aus 
dem Arbeitsverhältnis statt. 

22 Prozent der Menschen wurden bei sogenannten Alltags-
geschäften diskriminiert, zum Beispiel bei der Wohnungssu-
che, aber auch beim Restaurantbesuch oder beim Einkauf. 25 
Prozent aller Ratsuchenden beklagten Diskriminierung durch 
staatliche Stellen. 

Hier gelangen Sie zum Jahresbericht 2024: 
www.antidiskriminierungsstelle.de/jahresbericht-2024 

Im Norden bietet der Antidiskriminierungsverband 
Schleswig-Holstein e.V. Beratung und Schulungen zum 
Thema Diskriminierung: www.advsh.de 
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